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Der Vater arbeitet Vollzeit, die
Mutter Teilzeit. Sie putzt und
kocht, er bezahlt die Steuern und
repariert denverstopftenAbfluss.
Das ist immer noch das domi­
nierende Familienmodell in der
Schweiz– lautBundesamt fürSta­
tistik trifft dies auf über 70 Pro­
zent aller Paare mit Kindern zu.

Wie viel eine Mutter arbeitet,
hängt oft davon ab, ob sie fürden
Nachwuchs einen bezahlbaren
Betreuungsplatz findet. Rund ein
Drittel aller Familien in der
Schweiz schickt Kinder in eine
Kita. Ob ein Kind eine Betreu­
ungsstätte besucht, hängt aller­
dings massgeblich vom sozialen
Milieu ab, in das es hineingebo­
ren wird. Gemäss einer Anfang
Woche erschienenenPublikation
der Eidgenössischen Kommissi­
on für Familienfragen (EKFF)
bleibenKinderausTieflohnfami­
lien oder mit Migrationshinter­
grunddenKitas fern–obwohl ge­
rade sie am stärksten davon pro­
fitierenwürden.

Kinder von Müttern mit Lehr­
abschluss und mit geringem
Einkommen besuchen nur halb
so oft eine Kita wie Kinder von
MütternmitHochschulabschluss.
Auch sei die Wahrscheinlichkeit,
in einer Kita betreut zu werden,
für ein Kind mit etwa türkischer
oder albanischer Staatsangehö­
rigkeit nur halb so gross wie die
eines Schweizer Kindes.

Zuwenige und zu teure Plätze
Die älteste im Bericht zitierte
Studie für die Schweiz ist zehn
Jahre alt. An den Ergebnissen
habe sich kaum etwas geändert.
Das sagt Giuliano Bonoli, Profes­
sor für Sozialpolitik an der Uni­
versität Lausanne. Bonoli hat die
Publikation imAuftrag der EKFF
zusammenmit derNeuenburger
Stadträtin Nicole Baur (Grüne)
verfasst.

Würden Kinder aus einkom­
mensschwächeren und bildungs­
ferneren Familien eine Kita be­
suchen, könnten sie in mehr­

facher Hinsicht profitieren:
Ausländische Kinder könnten
ihre Sprachkenntnisse verbes­
sern undvon pädagogisch durch­
dachten Spielen lernen.

Annika Butters vom Marie-
Meierhofer-Institut für das Kind
(MMI) nenntweitereVorteile: «In
einer guten Kita können Kinder
den sozialen Problemen zuHau­
se tagsüber entkommen.» Kin­
der und auch ihre Elternwürden
zudem früh die lokalen Gepflo­
genheiten kennen lernen.

Warum schicken genau diese
Eltern ihrenNachwuchsweniger
in Kitas? Gemäss BaurundBono­
li arbeiten sie weniger oder im
Schichtbetrieb.DieArbeitszeiten
decken sich nicht mit den Kita-
Öffnungszeiten. Diese orientie­
ren sich an Bürozeiten. Zudem
seien die Kita-Plätze zu teuer –
auch wenn die Kosten proporti­
onal zumelterlichenEinkommen
ausfielen.Und zudemgebe es be­
sonders in ländlichen Regionen
zuwenige subventionierte Plätze.

Die Lösung sehen die Studien­
autoren in einerdeutlichenErhö­
hung der Kita-Plätze bei gleich­
zeitig tieferen Kosten für die
Eltern.

Andrea Lanfranchi, Professor
an der Interkantonalen Hoch­
schule fürHeilpädagogik, publi­
zierte vor 20 Jahren ähnliche For­
schungsergebnissewie das EKFF.
«Der Bund muss mehr Verant­
wortung übernehmen, denn auf
viele Kantone ist kein Verlass»,
sagt er heute. Auch Annika But­
ters kritisiert fehlende Koordina­
tion zwischen Bund, Kantonen
und Gemeinden.

Investitionen in die Qualität
Nebenmehr Kita-Plätzenmüss­
ten vor allem Investitionen in die
Qualität getätigt werden. Nur so
könnten benachteiligte Kinder
profitieren. Lanfranchi fordert
mehr qualifiziertes Personal und
regelmässige Aufsichtsbesuche.
Auch die interkulturelle Kompe­
tenz der Betreuungspersonen

müsse geschult werden. Butters
präzisiert: In der Schweiz könne
eine Praktikantin mit einer aus­
gebildetenBetreuerin zusammen
acht Säuglinge betreuen. «Das ist
viel zu viel. Es brauche auf ge­
setzlicherEbene strikteVorgaben
zum Qualitätsmanagement.»

Heute seien die Kitas vomMit­
telstand geprägt, sagt SP-Natio­
nalrätin Min Li Marti. «Gutver­
dienende leisten sich eine Nan­
ny. Schlechtverdienende greifen
eher auf Verwandte zurück, im
schlimmsten Fall sind die Kinder
kaumbetreut.»Mitte Juni hat sie
im Nationalrat eine Motion ein­
gereicht, die den Bundesrat auf­
fordert, gesetzliche Grundlagen
zu schaffen, damit die Kosten für
die externe Kinderbetreuung die
Haushaltsbudgets nicht mit
mehr als 10 Prozent belasten.

Für SVP-NationalrätinVerena
Herzoghingegenwird dasThema
zu stark politisiert. Kinderbetreu­
ung sei nicht Staatsaufgabe, sagt
sie: «Wenn Bedarf da ist, muss

vor Ort in den Gemeinden und
Städten investiertwerden.»Auch
könntenArbeitgebermehr in die
Verantwortung genommenwer­
den, umKrippenplätze zu schaf­
fen. Zudem müssten Eltern aus
ärmeren Familien richtigerweise
schon heute weniger für ihren
Krippenplatz bezahlen. Gewisse
ausländische Familien würden
ihre Kinder selbst dann nicht in
die Kitas schicken, wenn diese
gratis wären, sagt Herzog.

Demnächstwird imParlament
entschieden, wie die Bedingun­
gen fürdie externeKinderbetreu­
ung verbessert werden können.
Der Ständerat stimmt in der
Herbstsessionab,obdieAnschub­
finanzierung, welche neu eröff­
nete Einrichtungen in den ersten
Jahren unterstützt, in eine stetige
Unterstützung überführtwerden
soll.Gefördertwerden soll die ex­
terne Kinderbetreuung auch mit
einerErhöhungdesSteuerabzugs.

Anielle Peterhans

Kinder aus Familienmit tiefem Einkommen bleiben den Kitas fern
Externe Betreuung Sie würden ammeisten profitieren, nutzen die Kitas aber amwenigsten. Experten fordern, dass der Bund handelt.

Gregor Poletti

Wer die Strassen nutzt, soll für
die gefahrenen Kilometer zur
Kasse gebetenwerden.Die grün­
liberale Nationalrätin Barbara
Schaffner spricht von einer«fahr­
leistungsabhängigen Bepreisung
der Nutzung der Verkehrs­
infrastruktur». Ihr Vorschlag sei
durchaus radikal, das sei ihr be­
wusst. Die Skeptiker eines sol­
chenModells sprechenvon einem
klassischen Roadpricing.

Weshalb lanciert Schaffner
diese Diskussion gerade jetzt?
Die Energieexpertin und Physi­
kerin ist enttäuscht,wie derBun­
desratMobility-Pricingumsetzen
will: «Mit dem jetzt präsentier­
tenVorschlag kommenwir nicht
vom Fleck.» Vor kurzem wurde
dieVernehmlassung zur Ermög­
lichung von entsprechenden
Pilotprojekten abgeschlossen:
Alle Parteien bis auf die SVPund
den TCS begrüssen zwar grund­
sätzlich die Stossrichtung.

Beim Individualverkehr
ansetzen
Wie die Grünen sehen jedoch
auch die Grünliberalen die Vor­
schläge als Bremsklotz füreinvon
ihnen gefordertes, verursacher­
gerechtes Mobility-Pricing. Mit
diesem sollen die Verkehrsspit­
zen im Strassen- und Schienen­
verkehr geglättet und das bereits
heute stark strapazierte System
vor einer weiteren Überlastung
geschütztwerden. Zudem soll so
die Finanzierung der Strassen­
infrastrukturengesichertwerden.

Jetzt will Schaffner ganz ge­
zielt beim Individualverkehr
ansetzen, denn im öffentlichen
Verkehr gebe es schon heute
verschiedene Formen vonMobi­
lity-Pricing. Ein Beispiel dafür
sind die Sparbillette.Dank ihnen
wechseln laut den SBB jährlich
1,5 Millionen Passagiere auf we­
niger stark ausgelastete Züge.

Wie sieht der Vorschlag von
Schaffner konkret aus? Ihrer
Ansicht nach sollen die Treib­
stoffzölle abgeschafft werden.
Das schlägt die Nationalrätin in
einemvorwenigenTagen einge­
reichten parlamentarischenVor­
stoss vor. Unterzeichnet haben
die Motion vor allem Ratskolle­
ginnen und -kollegen aus dem
linken Spektrum.Heute bezahlen
die Autofahrer eine Mineralöl­
steuer von rund 43 Rappen und
einen Mineralölsteuerzuschlag
von 30 Rappen pro Liter Benzin.
Die Treibstoffzölle machen gut
die Hälfte des Preises aus, der an
der Zapfsäule zu entrichten ist.

Und Schaffner geht noch
einen Schritt weiter und lanciert
einen brisanten Vorschlag: Mit
einerneuen fahrleistungsabhän­
gigen Abgabe wäre es möglich,
auch die Autobahnvignette und
die Automobilsteuer abzuschaf­
fen. Das wären dann insgesamt
fast 90 Prozent oder fast 8 Milli­
arden Franken der Einnahmen
aus demmotorisierten Strassen­
verkehr, welche wegfallen wür­
den undmit dieserneuenGebüh­
renart gedeckt werden müssten.

Das Geld für die Strasse
wird knapp
Dieser Systemwechsel sei vor al­
lem auch deshalb notwendig,
weil die Einnahmen aus den
Treibstoffzöllen künftig stark zu­
rückgehen dürften, ist Schaffner
überzeugt.DieAutosverbrauchen
immer weniger Benzin oder gar
keinesmehrwie bei den Elektro­
fahrzeugen. Die Folge: Langfris­
tigwird derTopf kleiner, es steht
weniger Geld für den Unterhalt
und den Bau von Strasseninfra­
strukturen zur Verfügung.

Diese Sorge umtreibt auch
SVP-Nationalrat Walter Wob­
mann: Elektroautos würden die
Strassen genausowie Benzinau­
tos nutzen, müssten aber keine
Treibstoffzölle entrichten. «Wir

müssen die Finanzierung der
Strasseninfrastrukturen neu an­
packen.»Wenn es denAutofahrer
unter dem Strich nicht teurer zu
stehen komme, könnte man
selbst das von Schaffner vorge­
schlageneModell zumindest dis­
kutieren.

Ob die Idee von Schaffner auf
fruchtbaren Boden fällt, hängt
stark davon ab,wie die konkrete
Umsetzung dereinst ausgestaltet
wird. Dies könnte nach ihrer
Ansicht mit einem ähnlichen
System gemacht werdenwie bei
der bereits existierenden leis­
tungsabhängigen Schwerver­
kehrsabgabe, einer Maut für
schwere Motorwagen über
3,5Tonnen.Die Höhe derGebühr
ist vom Gesamtgewicht, von der
Emissionsstufe sowie den gefah­
renen Kilometern abhängig.

Zuerst Pilotprojekte
abwarten
Weiter will sich die Politikerin
aber nicht auf die Äste hinaus­
lassen: «Mir geht es darum, dass
zuerst einmal die Bundesver­
fassung so geändert wird, dass
ein solches Finanzierungsmodell
überhaupt realisiert werden
könnte.» Ein Roadpricing in der
Fläche setzt laut demBundesamt
für Justiz zwingend eine Ände­
rung derVerfassungvoraus.Dort
ist das Prinzip der gebühren­
freien Benützung der Strassen
verankert.

Verkehrspolitiker und FDP-
StänderatThierryBurkart erach­
tet den Vorstoss hingegen als
ideologisch motiviert: «Das ist
ein reines Roadpricing und kein
gesamtheitlicherAnsatzwie beim
Mobility-Pricing.» Er setzt auf die
Erfahrungen mit den Pilotpro­
jekten imRahmen der laufenden
Mobility-Pricing-Kampagne.Der
Bundesratmuss demnächst dar­
legen,wie er nach der Vernehm­
lassung dieVersuchsanlage kon­
kret definieren will.

Grünliberale wollen Autosteuer,
Benzinzölle und Vignette abschaffen
Radikaler Vorschlag Die Partei fordert einen Systemwechsel bei der Verkehrsfinanzierung: 90 Prozent
der jetzigen Einnahmen würden so wegfallen und durch eine fahrleistungsabhängige Abgabe ersetzt werden.

Einfahrt A1 Oberohringen ZH: Autos verbrauchen künftig immer weniger Benzin. Foto: Madeleine Schoder
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